Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Entschließungsantrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 

zur Erklärung der Bundesregierung zur inneren Sicherheit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Terrorismus ist zu einer neuen Herausforderung in der 
ganzen Welt geworden. Auch die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist davon betroffen. Der Terrorismus ist ein Angriff auf 
unseren freiheitlichen, sozialen und demokratischen Rechts- 
staat. Diesen Angriff wehren wir mit allen rechtsstaatlichen 
Mitteln ab. 

2. Es ist gemeinsame Aufgabe von Bund und Ländern, für die 
Sicherheit der Bürger und des Staates einzustehen. Darum 
haben Bund und Länder auf Grund eines gemeinsamen 
Sicherheitsprogramms in den letzten Jahren die Sicherheits- 
organe - Bundeskriminalamt, Bundesgrenzschutz, Polizei und 
Ämter für Verfassungsschutz - erheblich verstärkt. 

3. Unsere Rechtsordnung ist den Bedürfnissen unserer Zeit an- 
gepaßt worden. Alle gesetzlichen Möglichkeiten unseres 
Rechtsstaates müssen voll angewandt werden. 

4. Allen Bürgern, denen durch ihren Beruf die Bekämpfung von 
Gewaltverbrechen aufgetragen ist, vor allem den Polizei- 
beamten, Richtern, Staatsanwälten, Strafvollzugsbeamten, 
Mitarbeitern der Ämter für Verfassungsschutz, gilt unser 
Dank. Sie erfüllen ihre Pflicht unter schweren persönlichen 
Belastungen und Gefährdungen und haben darin Anspruch 
auf die Unterstützung der Gemeinschaft. 

5. Die Sicherheitsorgane werden weiterhin so ausgestattet und 
ihre Zusammenarbeit wird ständig so verbessert, daß sie 
auch neue Formen des Terrors wirksam bekämpfen können. 

Der Bundestag erwartet, daß die Bundesregierung auch wei- 
terhin im Innenausschuß regelmäßig über die Fragen der 
inneren Sicherheit berichtet und dabei wie bisher besonders 
die Tätigkeit der für die innere Sicherheit verantwortlichen 
Organe des Bundes und die Zusammenarbeit mit den Län- 
dern einbezieht. 

6. Zur Abwehr des Terrorismus gehört neben der vollen An- 
wendung der staatlichen Machtmittel des Bundes und der 
Länder auch die geistige Auseinandersetzung mit allen For- 
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men des Extremismus und der Gewalt. Dazu sind alle demo- 
kratischen Kräfte auf gerufen. Der Terrorismus kann mit poli- 
zeilichen und strafrechtlichen Maßnahmen allein nicht be- 
kämpft werden. 

7. Weder die Anwendung von Gewalt noch die Rechtfertigung 
von Gewalt dürfen als Mittel zur Durchsetzung politischer 
Ziele hingenommen werden. 

8. Nicht Furcht und Hysterie, sondern demokratischer Bürger- 
sinn bietet die beste Gewähr für die Bekämpfung der Terro- 
risten und für eine erfolgreiche Arbeit der Polizei. Dieses 
Ziel wird verfehlt, wenn Haß geschürt, Angst verbreitet und 
dadurch das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit unseres 
Staates untergraben wird. 

9. Wer die soziale, wirtschaftliche und politische Stabilität 
unseres Staates erhalten, wer Bürgerfreiheit und Rechtsstaat- 
lichkeit bewahren will, muß den Rechtsstaat und die gesell- 
schaftliche Ordnung, in der sich jeder Bürger frei entfalten 
kann, ausbauen. Wenn die Bürger den Staat überzeugt mit- 
tragen, haben extremistische und kriminelle Einzelgänger 
keine Chance. 


Bonn, den 13. März 1975 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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